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Arbeitsrechtliche Regulierungen und ihr Einfluß auf Unternehmensgründungen 

 

Von  

Dr. Petra Moog, Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner, Dr. Güldem Demirer*)1

 

Stichworte:  

Unternehmensgründung, Arbeitsrecht, Flexibilität, Wahrnehmung, Erwerbsentscheidung, 

Gründungsneigung  

 

Zusammenfassung: 

Der Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, inwieweit arbeitsrechtliche Regulierungen und 

insbesondere deren Wahrnehmung einen Einfluß auf die Gründungsneigung und damit 

vermutlich auf die tatsächlichen Unternehmensgründungen ausübt. Dabei kann einerseits 

gezeigt werden, daß junge Unternehmen aufgrund vielfältiger Ausnahmeregelungen in ihren 

personalpolitischen Handlungsmöglichkeiten de jure allenfalls sehr begrenzt eingeschränkt 

sind und daß sie andererseits freiwillig auf  funktionale statt numerischer Flexibilität 

zurückgreifen. Darüber hinaus konnte aber auch gezeigt werden, daß die Wahrnehmung 

arbeitsrechtlicher Regulierungen sehr negativ ausfällt und daß dadurch die 

Gründungsneigung signifikant negativ beeinflußt wird. Die vorliegenden Befunde legen 

dementsprechend nahe, daß es wichtig wäre, in der wirtschaftspolitischen Berichterstattung 

neben mehr neutralen Informationen auch mehr personalpolitischen Optimismus zu 

verbreiten. 

1 Einleitung 

Neugegründete Unternehmen werden oft als die Hoffnungsträger zur Lösung mangelnden 

Wirtschaftswachstums und drängender beschäftigungspolitischer Probleme gesehen, wobei 

wissensintensiven Gründungen die stärksten Wachstums- und Beschäftigungseffekte 

 

*)  Uschi Backes-Gellner ist Professorin für BWL, insbesondere Personalökonomik an der Universität Zürich, 
Petra Moog ist Oberassistentin am Lehrstuhl und Güldem Demirer ist Mitarbeiterin der Deutschen Telekom, 
Bonn. Wir bedanken uns bei Teilnehmern des HUI-Seminars, des personalökonomischen Kolloquiums und 
der Doktorandenseminare in Köln und Zürich für wertvolle Kommentare. Alle Fehler sind unsere eigenen.  
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zugesprochen werden.2 Allerdings bleibt in Deutschland das erhoffte 

Beschäftigungswachstum durch Unternehmensgründungen in den letzten Jahren deutlich 

hinter den aus internationalen Vergleichen resultierenden Erwartungen zurück 

(Mittelstandsmonitor 2005; DtA 2001; Granato/Leicht 1996). Als eine der wesentlichen 

Erklärungen wird immer wieder auf überregulierte Märkte und überbordende bürokratische 

Hürden in Deutschland verwiesen. Wir beschäftigen uns vor diesem Hintergrund in unserem 

Beitrag mit der Frage, welchen Einfluß insbesondere arbeitsrechtliche Regulierungen auf das 

Verhalten potentieller und tatsächlicher Unternehmensgründer ausüben, da ein überreguliertes 

und rigides Arbeitsrechtsregime oft als einer der wesentlichen Gründe für eine geringe 

wirtschaftliche Dynamik angesehen wird3, da dies die unternehmerische Flexibilität hemmt. 

Dabei bedeutet Flexibilität, sich möglichst ohne (Kosten produzierenden) Zeitverlust an 

veränderte wirtschaftliche Gegebenheiten anpassen zu können (Franz 1987; Hamel 1985). 

Dies schließt insbesondere auch – aber nicht nur – Beschäftigungsauf- und –abbau ein.4 

Betrachtet man aber das Arbeitsrecht und sonstige personalpolitische Rahmenbedingungen in 

Deutschland genauer, so wird eigentlich schnell deutlich, daß diese einerseits für viele 

Unternehmensgründungen in großen Teilen nicht gelten (Backes-Gellner/Kay 2001). 

Andererseits zeigt sich, daß viele Unternehmen und Unternehmensgründungen in 

Deutschland trotz oder gerade wegen der arbeitsrechtlichen Regulierungen eine hohe 

Flexibilität in ihrer Personalpolitik aufweisen, so daß der betriebliche Ablauf durch die 

Regulierungen nicht oder nicht in dem Maße wie öffentlich oft beschworen, eingeschränkt ist.  

 

Wir setzen uns deshalb im Abschnitt 2 ausführlicher mit den gesetzlichen Regelungen, die für 

junge bzw. kleine Unternehmen gelten, auseinander. In Abschnitt 3 beschäftigen wir uns mit 
 

2   Vgl. beispielhaft Zacharakis/Neck/Bygrave/Cox 2002; Reynolds/Miller/Maki 1995 sowie eher klassisch Birch 
1979. Die besonderen beschäftigungspolitischen Effekte von wissensintensiven Gründungen belegen bspw. 
Moog 2004; Egeln et al. 2003; Davidsson/Honig 2003; Irsch/Plattner 1999; Nerlinger 1998; 
Almus/Nerlinger 1998; Kulicke et al. 1993. Weitergehende Erläuterungen zu hochschulischen Gründungen 
geben z.B. Minks (1998) oder Isfan/Moog (2003). 

3  So werden die durch das Arbeitsrecht gesetzten Rahmenbedingungen der betrieblichen Personalpolitik als 
wesentlicher Grund für die Zurückhaltung bei Personaleinstellungen von Unternehmen(-sgründungen) 
angesehen (Kirchhoff  2005; Heckel 2005;  Nicoletti/Scarpetta/Boylaud 1999; OECD 1999). Zudem wirken 
sich nach Aussage von Unternehmen die Komplexität und Unverständlichkeit der Regelwerke zum 
Arbeitsrecht als Wachstumsbremse einer dynamischen Unternehmensentwicklung aus (Kayser et al. 2004).   

4  Insbesondere der Kündigungsschutz wird in diesem Kontext von 57 % - 70 % der Unternehmen als Grund 
für geringe oder unterlassene neue Festanstellungen genannt, da aufgrund dieses Schutzes die Unternehmen 
aus ihrer Sicht in einer prekären wirtschaftlichen Situation (z.B. Nachfragerückgang) ihre Kostenbelastung 
nicht adäquat und schnell genug durch eine evtl. notwendige Entlassung herunterschrauben könnten. Dieses 
„Risiko“ würde bei einer geplanten Einstellung antizipiert und daher oftmals auf eine zusätzliche, neue 
Arbeitskraft verzichtet (Janßen 2004).  
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den faktisch eingesetzten personalpolitischen Flexibilitätsinstrumenten auf der Basis einer 

Befragung von ca. 1.000 jungen Unternehmen in der Region Köln. Da wir aber darüber 

hinaus vermuten, daß nicht nur die gesetzlichen Regelungen und die faktisch verfügbaren 

Instrumente, sondern auch die Wahrnehmung derselben verhaltensentscheidend sein können, 

werden wir im Abschnitt 4 anschließend die wahrgenommenen Flexibilitätsmöglichkeiten 

anhand einer groß angelegten Befragung von potentiellen Gründern analysieren. Am Beispiel 

der in dieser Studie befragten jungen Akademiker, die als wissensintensive (potentielle) 

Gründer als die Hoffnungsträger für eine wettbewerbsstarke und Beschäftigung schaffende 

wirtschaftliche Entwicklung angesehen werden, zeigt sich daß die Wahrnehmung der in 

Deutschland gegebenen arbeitsrechtlichen Maßnahmen deutlichen Verzerrungen unterliegt. 

Abschließend stellt sich damit die Frage, wie die daraus resultierende Zurückhaltung bei 

Beschäftigung schaffenden Unternehmensgründungen reduziert werden kann.  

2 Flexibilität und Einschränkungen der Personalpolitik in jungen Unternehmen  

– die Rechtslage 

Rechtliche Regulierungen können aus vielerlei Gründen die Personalpolitik in jungen 

Unternehmen tangieren. Einer davon ist die reine Komplexität der relevanten Regelungen, die 

für junge (und allgemein kleinere) Unternehmen eher eine Hürde darstellen als für große 

etablierte Unternehmen mit spezialisierten Personalabteilungen. In dieser Hinsicht bedeutet 

schon das Fehlen eines einheitlichen Arbeitsgesetzbuches eine erste Hürde. Hierdurch wird 

die Komplexität der Regulierungen erhöht und die Ausrichtung der betrieblichen 

Personalpolitik an den rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen erschwert. So 

stufen denn auch drei Viertel der vom Institut der deutschen Wirtschaft befragten Betriebe 

„die Kompliziertheit des Arbeitsrechts“ als Haupthürde für einen möglichen Personalzuwachs 

ein (Janßen 2004), was unmittelbar einleuchtet, wenn man sich die Fülle der Regelungen 

beispielhaft anschaut.5 So regelt beispielsweise das Kündigungsschutzgesetz (KschG) die 

Entlassungsmöglichkeiten bezüglich Kündigungsfristen, Art, Grund und Wirksamkeit der 

Kündigung sowie mögliche Abfindungsgründe. Im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) wird 

die Zusammenarbeit von Arbeitgebern und Belegschaft durch gewählte Vertreter mittels 

Beratungs-, Informations-, Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechten festgelegt. Daneben 

sind im Arbeitszeitgesetz (ArbZG vom 1.7.1994) u.a. die Höchstdauer und zeitliche Lage der 

Arbeitszeit sowie die Mindestruhezeiten und –pausen, die von Arbeitgebern und –nehmern 

 

5 Ähnlich argumentieren Pierre/Scarpetta (2004) in einer internationalen Studie. 
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einzuhalten sind, festgeschrieben. Der Arbeitsschutz umfasst z.B. die 

Gefahrenstoffverordnung (§15) - hier sind beispielsweise Arbeitsschutzvorkehrungen, die der 

Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer dienen (z.B. für besondere 

Personengruppen wie etwa Frauen und Jugendliche) geregelt – und das ArbStättG § 7. Dieses  

schreibt die räumliche Ausstattung der Arbeitsstätte (z.B. Fenster in Arbeitsräumen) vor. 

Darüber hinaus wird beispielsweise noch zusätzlich die Beschäftigung von 

Schwerbehinderten speziell geregelt. Die Lohnfestsetzung und arbeitsorganisatorische Fragen 

werden weiterhin über Tarifverträge und das Tarifvertragsgesetz (TVG) gesteuert. Das am 

13.6.1996 entsprechend der EU-Rahmenrichtlinie zum Arbeitsschutz reformierte 

Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) systematisiert dabei zwar die in den letzten einhundert Jahren 

entstandenen uneinheitlichen Vorschriften somit zumindest in einem der genannten 

Regulierungsbereiche. Nach wie vor gilt aber insbesondere der personalpolitische 

Regulierungsbereich als sehr komplex, unübersichtlich und hinderlich für 

Unternehmensgründungen (Kayser et al. 2004). Ein weiteres Problem stellt die Übernahme 

hoheitlicher Aufgaben dar, die zwar nur indirekt die Flexibilität der Personalpolitik 

beschränkt, die aber für jedes Unternehmen einen zusätzlichen Kostenfaktor (Zeit und Geld) 

darstellt und insbesondere für Unternehmensgründungen eine ernstzunehmende Hürde ist. Im 

Auftrag des Staates müssen unterschiedliche administrative Aufgaben der Beschäftigungs-, 

Sozial- oder Steuerpolitik übernommen werden. Darunter fallen etwa das Abführen der Lohn- 

und Kirchensteuer, die Kindergeldauszahlung oder die Meldung ausländischer Beschäftigter. 

Drittens gilt, daß die personalpolitischen Rahmenbedingungen für neu gegründete (und damit 

in der Regel kleinere Betriebe) und für etablierte Unternehmen grundsätzlich auf den gleichen 

gesetzlichen Grundlage basieren, außer daß der Geltungsbereich ausgewählter Regelungen 

auf Betriebe mit einer bestimmten Größe eingeschränkt sein kann. Die Übersichtlichkeit 

erschwerend kommt hinzu, daß die Schwellenwerte je nach Regelungsbereich variieren und 

zudem immer wieder und unabhängig voneinander verändert wurden, wie beispielhaft aus 

Tabelle 1 für den Zeitraum zum Ende der 90er Jahre ersichtlich wird.6

 

 

 

6  Die Tabelle fokussiert dabei auf die für Unternehmensgründungen relevanten Rahmenbedingungen. Hierzu 
zählen Regeln zum Kündigungsschutz (KschG), zur Arbeitszeit (ArbZG), zum Arbeitsschutz 
(zusammengesetzt aus ArbSchG, ArbSichG, ArbStättV, SGB VII und VBG), zur Mitbestimmung 
(Betriebsverfassungsgesetz BetrVG), zum Schutz besonderer Personengruppen insbesondere 
Schwerbehinderter (Schwbrecht), zur Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen (TVG) sowie 
Regeln zu hoheitlichen Aufgaben – ohne daß dabei jedoch Vollständigkeit beansprucht werden könnte. 
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Tabelle 1: Schwellenwerte ausgesuchter personalpolitischer Regulierungen 

Schwellenwerte (gemessen an Beschäftigtenzahl) 
Regelungsbereich  

vor 1998 
 

im Jahr 1998  
 

 
nach 1998 

Kündigungsschutz > 10        (1996) >     5 > 5 bzw. > 10     (2004) 

Arbeitszeitgesetz 1       (seit 1994) 1 1 

Arbeitsschutz 1*     (seit 1996) 1 1 

Betriebsverfassungsgesetz >   5 >    5 >    5 

Mitbestimmungsrecht in 
personellen Angelegenheiten 

> 20 >  20 >  20 

Schutz bes. Personen/Behinderter > 16 >  16 >  20**     (2001; 2005) 

Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
von Tarifverträgen 

1 1          1*** 

Hoheitliche Aufgaben 1 1    1 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an iwd (2005) und Walwei (2000). 
*     Für Detailregelungen gibt es zum Teil  höhere Schwellenwerte, so etwa bei der Pflicht zur schriftlichen Dokumentation der  
       Gefährdungsermittlung und der festgelegten Schutzmaßnahmen (ab 9 Beschäftigten) oder der Bereitstellung einer betriebsärztlichen  
       Betreuung (i.d.R. bei mehr als 30 Beschäftigten, je nach Betriebsart).  
**   Das Schwerbehindertengesetz hat bereits 2004 erhebliche Änderungen erfahren (§ 71 SBG IX) und ändert sich erneut durch Hartz IV  
       zum 1.1. 2005 (so z.B. bei der Anrechenbarkeit von Schwerbehinderten im Zusammenhang mit Altersteilzeit oder Teilzeitarbeit auf die  
       Anzahl der gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtarbeitsplätze für behinderte Menschen § 75 Abs. 1 und 2 SGB IX ab 1.1.2005).  
       Mutterschutz gilt in diesem Kontext für alle Unternehmen gleichermaßen. Für Kleinbetriebe (≤ 20 Arbeitnehmer) gibt es hier finanzielle  
       Unterstützung, d.h. im Fall der Lohnfortzahlung greift das allgemeine Umlageverfahren (U2 nach § 10 Lohnfortzahlungsgesetz). 
*** Das TVG von 1969 hat sich rechtlich nicht geändert in Bezug auf die Allgemeinverbindlichkeitserklärung. Jedoch  
       werden in den letzten Jahren seltener Tarifvereinbarungen zur Allgemeinverbindlichkeit vorgeschlagen.   

3  Flexibilität betrieblicher Personalpolitik – die tatsächliche Lage 

Ob und in wieweit die oben genannten Regulierungen des Arbeitsmarktes betriebliche 

Personalentscheidungen tatsächlich negativ beeinflussen und so z.B. Neueinstellungen oder 

Entlassungen behindern, ist allerdings weniger eindeutig als es auf den ersten Blick 

erscheinen mag. So können beispielsweise Verick (2004) und Bauer/Bender/Bonin (2004) 

anhand einer Analyse der Beschäftigungsentscheidungen vor und nach Änderungen der 

Schwellenwerte des Kündigungsschutzgesetzes keine eindeutig die Beschäftigung 

hemmenden Effekte des Kündigungsschutzgesetzes nachweisen.  

 

Wir analysieren deshalb im Folgenden auf der Basis einer groß angelegten Befragung junger 

Unternehmen aus der Region Köln, wie diese ihre Personalpolitik faktisch gestalten und 

welche Anpassungsmöglichkeiten (Flexibilisierungsmaßnahmen) sie bei 

Absatzmarktschwankungen nutzen, um eine möglichst effiziente Personalanpassungspolitik 

betreiben zu können.7  

                                                 

7    Dabei wird zwischen vier alternativen Formen der Flexibilität und deren Kombinationen unterschieden. Hier-
zu zählen die externe und interne Flexibilität bzw. die numerische und funktionale Flexibilität. Interne 
Flexibilitätsmaßnahmen modifizieren das zugrunde liegende Arbeitsverhältnis z.B. durch eine Anpassung der 
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Dabei konzentrieren wir uns erstens auf das in der Flexibilitätsdiskussion am schärfsten 

kritisierte KschG. Dieses Gesetz galt lange Jahre für alle Unternehmen mit 6 und mehr 

Arbeitnehmern, wurde im Jahre 1996 auf Unternehmen mit mehr als 10 Arbeitnehmern 

eingeschränkt, 1998 dann wieder auf alle Unternehmen mit 6 und mehr Arbeitnehmern 

ausgedehnt und schließlich im Jahr 2004 so abgeändert, daß nun beide Schwellenwerte – je 

nach Eintrittsdatum der Arbeitnehmer in das Unternehmen – gleichzeitig in einem Betrieb 

gelten können (§ 23 KSchG vom 24.12.2003).8 Damit trifft das Gesetz – egal in welcher 

Auslegung - aber meist nicht die typische Unternehmensgründung, die nach einer 

Untersuchung von Moog (2004) beispielsweise im ersten Jahr im Durchschnitt nur 1,2 

Beschäftigte ausweist, nach drei Jahren etwa drei Beschäftigte und nach fünf Jahren immer 

noch selten mehr als 5 Beschäftigte hat. Nach einer Untersuchung von Backes-Gellner/Kay 

(2001) weisen nur ca. 3 % der Neugründungen nach 1 Jahr mehr als 5 Arbeitnehmer auf, und 

auch nach 5 Jahren sind es nur rund 35 % der Unternehmen, die mehr als 5 Arbeitnehmer 

vorzuweisen haben.9 Damit kann also zunächst festgehalten werden, daß das Gesetz 

überhaupt nur auf ganz wenige Unternehmensgründungen zutrifft und die öffentliche 

Diskussion in diesem Punkt zu pessimistisch geführt zu werden scheint. Dieser Eindruck 

wiederholt sich, wenn man im nächsten Schritt zusätzlich die tatsächlich genutzten 

Flexibilitätsmaßnahmen junger Unternehmen empirisch analysiert (vgl. Tabelle 2). Auf Basis 

 

Arbeitszeit. Der Bestand an Beschäftigten bleibt aber unangetastet. Externe Maßnahmen verändern den 
Beschäftigtenbestand z.B. durch eine Einstellung oder Entlassung. Wenn das Beschäftigungsvolumen (z.B. 
Anzahl der Arbeitsverhältnisse, Arbeitszeit) verändert werden kann, ist damit die numerische Flexibilität 
gemeint. Mittels der funktionalen Flexibilität kann qualitativ auf Veränderungen reagiert werden etwa durch 
Qualifikation und Weiterbildung. D.h. eine Entlassung stellt nur eine mögliche Flexibilitätsmaßnahme dar, 
um auf Absatzmarktveränderungen zu reagieren. Für eine Übersicht siehe Abbildung 1 im Anhang.  

8   1996 hob die Regierung Kohl mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz vom 1.10.1996 den Schwellenwert 
von 5 auf 10 Mitarbeiter an (vgl. Neuhausen 1999). 1998 senkte die Regierung Schröder mit Wirkung zum 
1.1.1999 den Schwellenwert wieder auf 5 Mitarbeiter ab (sog. Neufassung der Kleinbetriebsklausel § 23 
KschG). Bereits damals wurde diese „Wiederausdehnung“ des Kündigungsschutzes auf Kleinbetriebe als 
Unheil und Personalkostenrisiko angesehen (FAZ 2000). Nach heftiger Kritik seitens der 
Arbeitgeberverbände wurde das Gesetz 2004 erneut reformiert. Für Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis 
am 31.12.2003 bereits in einem Unternehmen bestand, gilt die Regelung mit 5 Mitarbeitern, für 
Arbeitnehmer, die ab dem 1.1.2004 in einem Unternehmen angestellt sind, gilt die Regel ab 10 Mitarbeitern. 
Diese Regelung macht zwar Kleinunternehmer und damit Gründungen personalpolitisch flexibler. Das 
reformierte Gesetz birgt seine Tücken jedoch im Detail. Nach Bauer/Krieger (2004) führt die „virtuelle 
Spaltung“ des Schwellenwertes innerhalb eines Unternehmens zu komplizierter Handhabung und 
Nachweisproblemen in Bezug auf die Schwellenwerte. Zudem erscheint eine Gleichbehandlung der 
Arbeitnehmer in ein und dem demselben Unternehmen nicht mehr gegeben. Zu Wirkung, Fristen und 
inhaltlichen Aspekten des Kündigungsschutz siehe auch Backes-Gellner/Kay (2001).  

9   Die Mehrzahl der Unternehmen wird in der Regel sogar ohne Beschäftigte gestartet (Leicht/Philipp 1999; 
Brüderl/Preisendörfer/Ziegler 1996). Da zudem in vielen Fällen nicht zwischen Teilzeit- und 
Vollzeitbeschäftigten unterschieden wird, sind die genannten Anteilswerte eher als Obergrenze anzusehen.  
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der Kölner Gründerstudie10 zeigt sich, daß Unternehmensgründungen insgesamt nur sehr 

selten mit einer Kündigung (einer externen Flexibilitätsmaßnahme) reagieren. Vor allem 

Kleinstunternehmen nutzen diese Maßnahme fast nie obwohl gerade sie keinen 

kündigungsrechtlichen Beschränkungen unterliegen.11 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt man, 

wenn die Nutzung der Flexibilitätsmaßnahme „befristete Beschäftigungsverhältnisse“ 

analysiert wird, die oftmals als „Ausweg“ zum rigiden Kündigungsschutz angesehen wird. 

Auch bei der Nutzung dieser externen Flexibilisierungsmaßnahme zeigt sich, daß 

Unternehmensgründungen befristete Beschäftigungsverhältnisse nicht einsetzen, um 

mangelnde Entlassungsspielräume zu kompensieren (vgl. ähnlich auch Kraft 1996; 

Büchtemann 1990). Auch Leih- und Zeitarbeit, als potentiell weiterer Ausweg, um 

Einstellungen und damit die für einen späteren Zeitpunkt erwartete Kündigungsproblematik 

zu umgehen, werden kaum von Unternehmensgründungen eingesetzt (83 % der Gründungen 

aus dem Kölner Studie nutzen diese Maßnahme nicht).  

Tabelle 2: Einsatz unterschiedlicher personalpolitischer Flexibilisierungsmaßnahmen  

Beschäftigtengrößenklassen  
1-4 5-10 > 11 

Flexibilisierungsmaßnahmen  
Häufigkeit der Nutzung:  

„1=nie“ bis „5=sehr häufig“ 
Interne Flexibilitätsmaßnahmen 

Arbeitszeitkonten/Flexible Arbeitszeiten  2,9 3,0 3,4 
Überstunden/Sonderschichten  2,9 3,5 3,2 
Flexible Aufgabenzuordnung oder interne Umbesetzung  2,6 3,3 3,2 
Anpassung der Lagerbestände  1,6 1,7 1,9 
Durchschnitt interne Flexibilitätsmaßnahmen  2,4 2,9 3,0 

Externe Flexibilitätsmaßnahmen 
Einstellung/Entlassung  1,7 2,3 2,4 
Befristete Verträge  1,5 1,8 2,1 
Leih- und Zeitarbeit  1,4 1,5 1,5 
Aufträge an Fremdfirmen  1,9 2,0 1,8 
Durchschnitt eingesetzte externe Flexibilitätsmaßnahmen 1,4 1,9 2,0 

N  236 115 72 
Quelle: Eigene Berechnungen 2005 mit Daten der Kölner Gründerstudie – Unternehmerdatensatz.    

Mittelwerte gemessen auf einer Skala von 1 = nie genutzt bis  5 = sehr häufig genutzt. 
 

                                                 

10    Für Details zur Kölner Gründerstudie – Unternehmensdatensatz  vgl. Backes-Gellner/Demirer/Moog (2000).  
11  Dies zeigen auch Dörsam/Stefan (1997) sowie Backes-Gellner/Freund/Kay/Kranzusch (2000), in deren 

Studien ebenfalls vorrangig interne Flexibilitätsmaßnahmen den externen Maßnahmen vorgezogen werden.  
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Zusammenfassend zeigt sich, daß kleine und mittlere Unternehmen durch den geltenden 

Kündigungsschutz in ihrer Flexibilität nicht eingeschränkt zu sein scheinen. Sie nutzen im 

Durchschnitt die Kündigung häufiger als andere externe Flexibilitätsmaßnahmen (wie 

befristete Beschäftigung oder Leih- und Zeitarbeit). Allerdings fällt auch auf, daß sie 

freiwillig interne Flexibilitätsmaßnahmen (flexible Arbeitszeiten, Kurzarbeit, Überstunden, 

Anpassung der Lagerbestände sowie interne Umbesetzungen) insgesamt deutlich häufiger 

einsetzen als externe Flexibilitätsmaßnahmen (wie Entlassung oder befristete 

Beschäftigung).12 Dies deutet wiederum darauf hin, daß nicht die Existenz des 

Kündigungsschutz zu einer insgesamt geringen Nutzung der externen flexiblen Maßnahmen  

führt, sondern daß es eher betriebsinterne und marktliche Gründe sind, die zur Nichtnutzung 

von Entlassungen in einer solchen Situation beitragen.13   

 

In einem zweiten Schritt untersuchen wir ausführlicher die tatsächlichen Auswirkungen des 

BetrVG in jungen Unternehmen.14 In diesem Zusammenhang wird immer darauf verwiesen, 

daß durch die Mitbestimmung Entscheidungen im Unternehmen verzögert oder gar behindert 

werden könnten, was zu höheren Produktionskosten, geschmälertem Gewinn und im letzten 

Schluss zu geringerem (Beschäftigungs-)Wachstum führen kann. Während der Betriebsrat 

z.B. bezüglich der Gestaltung von Arbeitsplätzen nur Informations- und Beratungsrechte 

genießt, besteht in Arbeitszeitfragen ein echtes Mitbestimmungsrecht. Ohne die Zustimmung 

des Betriebsrates können in Sachen Arbeitszeit keine Maßnahmen wirksam werden,15 

wodurch die interne Flexibilität durchaus signifikant beeinträchtigt werden kann (etwa wenn 

es um die Einführung von Kurzarbeit, Sonderschichten oder Gleitzeit und Arbeitszeitkonten 

geht). Allerdings gilt auch hier, daß das Betriebsverfassungsgesetz nicht für alle 

Unternehmen, sondern erst ab einem Schwellenwertes von 5 und mehr Beschäftigten gültig 

 

12   Ähnliche Ergebnisse weist auch Zimmermann (1997) aus.  
13 So sind die Betriebe z.B. durch den mit einer Entlassung verbundenen Humankapitalverlust und 

Reputationsproblemen betroffen. Insbesondere kleine Unternehmen können es sich im Wettbewerb um  
(qualifizierte) Beschäftigte gegenüber Großunternehmen nicht leisten, mit Leih- und Zeitarbeit oder 
befristeten Beschäftigtenverhältnissen Mitarbeiter einzustellen, da unter solchen Bedingungen in der Regel 
ein Arbeitnehmer den Arbeitsplatz in einem Großunternehmen bevorzugt (Barthold 2005; Backes-
Gellner/Kay 2003; Schmidtke 2002; Kölling 2001; Gold 1998). 

14  Das BetrVG regelt die Zusammenarbeit in sozialen, personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, d.h. der Belegschaft eines Unternehmens, die durch die gewählten 
Mitglieder des Betriebsrates repräsentiert werden.  

15 Dabei stehen dem Betriebsrat die Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte insbesondere in personellen 
Angelegenheiten erst ab einer Mitarbeiterzahl von  > 20 zu (§ 99 BetrVG).  
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ist.16 Auch hier gilt also genau wie beim Kündigungsschutz, daß aufgrund der geringen 

Betriebsgröße von Unternehmensgründungen das BetrVG für die meisten Gründungen 

insbesondere in den Anfangsjahren nicht greift und damit deren Flexibilität in keiner Weise 

durch die Mitbestimmung beeinflußt ist. Aber selbst, wenn die Beschäftigtenzahl den 

Schwellenwert überschreitet, wird das Recht auf Einrichtung eines Betriebsrates oftmals und 

über lange Zeit nicht genutzt. So zeigen Potthoff/Kipker (2000), daß nur 16 % aller NEMAX-

Unternehmen einen Betriebsrat aufweisen. Eine Studie des IfM Bonn von 1999 zeigt, daß 

Unternehmen mit 5 – 9 Beschäftigten nur in 3,1 % der Fälle einen Betriebsrat haben, mit 10 – 

19 Arbeitnehmern zu 4,5 % und auch mit 20 – 49 Mitarbeitern nur zu 24 %. Während es also 

in neuen und kleineren Unternehmen oftmals keinen Betriebsrat gibt, finden sich stattdessen 

häufiger informelle Formen der Mitbestimmung und Beteiligung (Kollmann 2000; 

Moog/Werner 2000). Beide Regelungen scheinen aber somit keine signifikant (negativen)17  

Auswirkungen auf die personalpolitische Flexibilität auszuüben.18  

 

Als erstes Zwischenfazit kann an dieser Stelle festgehalten werden, daß die personalpolitische 

Flexibilität in der Realität junger (und damit i.d.R. kleiner) Unternehmen allenfalls marginal 

oder gar nicht durch rechtliche Regulierungen eingeschränkt zu sein scheint. Selbst kleine 

Unternehmen, die unterhalb der Gültigkeitsschwelle des KSchG liegen, nutzen Kündigungen 

nicht häufiger als Unternehmen, die den gesetzlichen Beschränkungen unterliegen. 

Stattdessen greifen sie freiwillig auf interne Flexibilisierungsmaßnahmen zurück, da diese von 

den jungen Unternehmern offensichtlich vorteilhafter eingeschätzt werden.19 Ähnliches trifft 

für Regelungen des BetrVG zu, bei denen die überwältigende Mehrheit junger Unternehmen 

 

16 Das Betriebsverfassungsgesetz gilt erst, wenn in einem Unternehmen regelmäßig 5 Arbeitnehmer, 
ausgenommen Gesellschafter, mithelfende Familienangehörige und leitende Angestellte beschäftigt sind (§ 5 
BetrVG). Erst ab dieser Beschäftigtengröße haben die Arbeitnehmer das Recht, einen Betriebsrat zu wählen. 

17  Diese Ergebnisse sind auch damit zu begründen, daß in Deutschland oft keine konfliktären Beziehungen 
zwischen Betriebsrat und Unternehmensleitung bestehen, sondern eher kooperative Verhältnisse 
vorherrschen (Tomic 2005, Ochel/Selwitschka 2003). Nach der Aussage vieler Unternehmen birgt die 
Mitbestimmung zwar das Risiko einer gewissen Einschränkung der personalpolitischen 
Entscheidungsfreiheit. Die kooperative Zusammenarbeit mit einem Betriebsrat kann aber auch dazu führen, 
daß Konflikte zwischen der Unternehmensleitung und der Belegschaft nicht im Großen ausgetragen werden 
(Streik) sondern vorab im Kleinen auf der sachlichen Ebene mit den Belegschaftsvertretern geregelt werden 
können und diese dann die Ergebnisse an die Belegschaft „verkaufen“ und etablieren. Das erhöht den 
Betriebsfrieden (Deutschland weist die niedrigste Streikquote weltweit, wenigsten Streiktage und damit 
kostenträchtige Produktionsausfälle) und steigert die Produktivität und damit den Gewinn (iwd 2004a, b).   

18  Für eine ausführlichere Diskussion dieser Aspekte verweisen wir insbesondere auf die Studie von Demirer 
(2003) und die Ausführungen von Backes-Gellner/Kay (2001). 

19  Wenn das Unternehmen jedoch eine Kündigung anstrebt, so zeigen die Ergebnisse an, dass diese auch 
ungehindert möglich ist.  
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außerhalb des Gültigkeitsbereichs liegt und nicht betroffen ist. Gleichzeitig beobachten wir 

auch hier, daß viele junge Unternehmen freiwillig Beteiligungsrechte einräumen z.B. in Form 

von Mitarbeitergesprächen oder Qualitätszirkeln, so daß es auch hier Hinweise darauf gibt, 

daß diese Arbeitnehmerrechte von Unternehmern in gewissem Rahmen als vorteilhaft 

eingestuft werden. Allerdings resultiert daraus nicht zwangsläufig, daß die in der 

Öffentlichkeit als sehr einschränkend wahrgenommenen Regelungen keinen Einfluß auf die 

Gründungsentscheidung hat, da diese zeitlich vorlaufend und damit möglicherweise auf der 

Basis eines anderen Informationssets gefällt wird. Wir werden deshalb im nächsten Abschnitt 

untersuchen, welchen Einfluß die anscheinend verzerrte öffentliche Diskussion, Sadowski 

spricht in diesem Zusammenhang auch von einer „manipulativen Öffentlichkeitsarbeit“ 

(Sadowski 1987), auf die Einschätzung der Regulierungen von potentiellen Gründern hat. Wir 

vermuten nämlich, daß die Wahrnehmung der Möglichkeiten, die wie oben gezeigt nicht 

immer identisch sein muß mit den tatsächlichen Möglichkeiten, einen eigenständigen Einfluß 

auf die Gründungsentscheidung potentieller Gründer ausübt; und zwar insbesondere aufgrund 

einer hemmenden Wirkung auf die Neigung zur Selbständigkeit bzw. auf die Bereitschaft sich 

mit einer eigenen Unternehmensgründung ernsthaft zu beschäftigen. Da diese aber, wie von 

einer Vielzahl an Studien gezeigt, den Nährboden für spätere tatsächliche Gründer darstellen20 

wird damit auch das Gründungsgeschehen signifikant negativ beeinflußt. Daraus resultierend 

wird wie schon von Sadowski (1987) angemerkt, die betriebswirtschaftliche Analyse des 

Einfluß der Wahrnehmung gesetzlicher Regelungen lohnenswert.  

4 Wahrnehmung personalpolitischer Flexibilität und Gründungsneigung 

Die Wahrnehmung bzw. die Einschätzung der personalpolitischen Möglichkeiten von 

Unternehmensgründungen haben wir untersucht anhand einer Befragung von mehr als 5000 

Studierenden an Kölner Hochschulen (dem Hochschuldatensatz der Kölner Gründerstudie).21  

Wir untersuchen zunächst, wie kompetent Studierende als potentielle Gründer in Bezug auf 

die personalpolitisch relevanten Regulierungen sind. Dabei wurde danach gefragt, ob nach 

eigener Einschätzung die Regelungen des Kündigungsschutz-, des Arbeitszeit-, des 
 

20  Die tatsächlichen Gründer können als ein Subsample der potentiellen Gründer gesehen werden, da ein 
Individuum, das niemals über eine Unternehmensgründung bei seiner Erwerbswahl nachgedacht hat, fast 
sicher seine Erwerbsentscheidung zu Gunsten einer abhängigen Erwerbstätigkeit statt einer Selbständigkeit 
fällen wird. Hingegen, werden Individuen, die in einem frühen Stadium ihrer Erwerbsentscheidung schon 
einmal darüber nachgedacht haben, möglicherweise selbst ein Unternehmen zu gründen, werden auch eher 
tatsächlich ein Unternehmen gründen (vgl. hierzu etwa Wagner 2005; Franke/Lüthje 2002; Görisch 2002; 
Welter/Von Rosenbladt 1998). 

21   Ausführlichere Angaben zur Erhebungen finden sich Backes-Gellner/Demirer/Moog 2000.  
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Arbeitsschutz-, des Betriebsverfassungsgesetzes und anderer Regelungen bereits ab dem 

ersten eingestellten Mitarbeiter zutreffen oder nicht. Die Frage konnte mit „1=trifft gar nicht 

zu“ bis „5=trifft vollständig zu“ beantwortet werden. Die entsprechenden Mittelwerte sind für 

die unterschiedlichen gesetzlichen Regelungsbereiche in Tabelle 3, Spalte 1 wiedergeben. 

Dem wurde die richtige Antwort gemessen am tatsächlichen Schwellenwert (=Spalte 2) 

gegenüber gestellt (Spalte 3 mit 1=falsch bzw. 5=richtig), um daraus resultierend einen 

Abweichungsgrad (Spalte 4) abzuleiten. Je größer der Betrag in Spalte 4, umso mehr weicht 

die Einschätzung im Durchschnitt von der faktisch bestehenden Regelung ab.22 Schon auf den 

ersten Blick zeigt Spalte 4, daß die Wahrnehmung häufig und stark von der Realität abweicht.  

Tab. 3: Mittelwerte der Indikatoren der Wahrnehmung personalpolitischer Flexibilität  

 Einschätzung bezüglich des Geltungsbereichs gesetzlicher Regelungen?  
(1)  (2)  (3)  (4)  

Personalpolitisch 
relevante Institutionen: 
Geltungsbereich ab 1. 
Arbeitnehmer?  

Einschätzung 
potentieller 
Gründer  
(1=trifft nicht zu,  
 5 = trifft voll zu) 
 

Mittelwert 
        (Varianz)  

De jure 
Schwellenwert 
zum Zeitpunkt 
der Befragung 

Geltungsbereich ab 
1. Arbeitnehmer 
falsch oder richtig 
eingeschätzt 
 
( falsch=1;  richtig=5)   

Abweichungsgrad  
 
[Spalte (3) – Spalte (1)]  

KschG  4,0           (1,5) > 5 1 -3 
ArbZG  3,9           (1,3) 1 5 +1,1 
Arbeitsschutz  2,1           (1,5) 1 5 +2,9 
BetrVG  1,9           (1,3) > 5 1 -0,9 
Mitbestimmungsrecht 
(pers. Angelegenheiten) 2,8           (1,8) > 20 1 -1,8 
Schutz besonderer 
Personen/Behinderte  2,4           (1,7) > 16 1 -1,4 
Allgemeinverbindlich-
keit von Tarifverträgen  3,0           (2,0) 1 5 +2,0 
Hoheitliche Aufgaben  3,3           (1,8) 1 5 +1,7 
Quelle: Eigene Erstellung.  

 

Eine detaillierte Betrachtung der einzelnen Ergebnisse zeigt, daß die Regelungen, die stärker 

in der öffentlichen Diskussion thematisiert werden, als stärkerer Hemmschuh und damit 

                                                 

22  Das Vorzeichen ist derart zu interpretieren, daß positive Werte eine flexiblere Wahrnehmung und negative 
Werte eine inflexiblere Wahrnehmung der Regulierung bedeuten als diese faktisch sind. So weist das 
Kündigungsschutzgesetz einen Abweichungsgrad von -3 auf, d.h. im Mittel gehen potentielle Gründer stark 
davon aus, daß der Kündigungsschutz sie vom ersten Arbeitnehmer an betrifft obwohl dies in Wirklichkeit 
falsch ist und die Regelungen tatsächlich flexibler sind. Umgekehrt liegt der Abweichungsgrad beim 
Arbeitsschutzgesetz bei + 2,9, weil potentielle Gründer im Mittel davon ausgehen, daß sie davon eher nicht 
ab dem ersten Arbeitnehmer betroffen sind; tatsächlich sind sie es aber, so daß sie stärker eingeschränkt sind 
als sie glauben. 
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tendenziell zu pessimistisch angesehen werden. D.h. potentielle Gründer vermuten, daß sie als 

Unternehmensgründer von Regulierungen betroffen wären, sobald sie den ersten 

Arbeitnehmer beschäftigen. Hierzu zählen das KschG und das BetrVG, insbesondere mit 

seinen Regelungen zum Mitbestimmungsrecht in personellen Angelegenheiten.23 Auf der 

anderen Seite werden Regelungen, die weniger stark thematisiert werden in der öffentlichen 

Diskussion, als weniger problematisch bzw. zu optimistisch eingeschätzt. Hierunter fallen das 

Arbeitschutzgesetz oder die Betroffenheit von einer eventuell vorliegenden 

Allgemeinverbindlichkeitserklärung.  

Der Einfluß der abweichenden Wahrnehmung von der Realität wird noch deutlicher, wenn 

man die Selbsteinschätzung der Befragten zum Kenntnisstand über einzelne Regulierungen 

betrachtet. Ein Fünftel der Befragten gab an, keine Kenntnisse über Arbeitsschutzmaßnahmen 

(24%), hoheitliche Aufgaben (24%) und Mitbestimmung (27%) zu haben. Am wenigsten 

Lücken gibt es nach eigener Einschätzung im Hinblick auf den eigenen Kenntnisstand zum 

KschG bei dem nur 13% angaben, keine Kenntnis zu haben. Allerdings zeichnet die oben 

vorgestellte Analyse zum Gültigkeitsbereich des KSchG ein genau  gegenteiliges Bild, da dort 

die Fehleinschätzungen im Mittel am stärksten ausfielen. Beim Kündigungsschutz, als der am 

häufigsten in der öffentlichen Diskussion thematisierten Regulierung, klafft also der selbst 

eingestufte Kenntnisstand mit der Realität am stärksten auseinander. Wir vermuten in diesem 

Zusammenhang, daß der Grund für die überpessimistische Einschätzung des 

Kündigungsschutzes vor allem durch die oft stark überzeichnete öffentliche Diskussion 

determiniert ist.  

Insgesamt kann an dieser Stelle abschließend festgehalten werden, daß erstens die 

Wahrnehmungen der Studierenden tatsächlich nur begrenzt den faktischen Gegebenheiten 

entsprechen, und daß zweitens - und das ist vermutlich der spannendere Befund - die 

Verzerrungen nicht immer in die gleiche Richtung gehen. Während manche gesetzlichen 

Vorschriften mit ihrem Einfluß auf den unternehmerischen Handlungsfreiraum geradezu naiv 

unterschätzt werden, werden andere deutlich überschätzt. Dabei ist bei der Interpretation 

zusätzlich zu beachten, daß die Befragten bei der Beantwortung auch die Möglichkeit hatten, 

eine Kategorie “weiß nicht” anzukreuzen, so daß sie nicht gezwungen waren, Aussagen zu 

 

23   Insbesondere ist dies auf die Vorstellung von potentiellen Gründern zu beziehen, die meinen, daß bereits ab 
dem ersten oder ab sehr wenigen Beschäftigen die Arbeitnehmer ein Mitbestimmungsrecht haben in Bezug 
auf personelle Angelegenheiten wie Personalplanung, Eingruppierung, Umgruppierung und Versetzung von 
Beschäftigten. Hierzu besteht aber i.d.R. nur das Unterrichtungsrecht und erst bei mehr als 20 Beschäftigten 
ein tatsächliches Mitbestimmungsrecht (§ 99 BetrVG). 



unbekannten Regelungen zu machen. D.h. man glaubt es also zu wissen, obwohl einem 

tatsächlich das Wissen fehlt. Dies stützt die Vermutung, daß Wahrnehmungen einen 

maßgeblichen Einfluß auf die Entscheidung zur Selbständigkeit haben, da sie in einem sehr 

frühen Stadium die Erwerbsentscheidung zu Ungunsten des Unternehmertums verzerren 

können.  

Im nächsten Schritt soll deshalb explizit untersucht werden, inwieweit die Gründungsneigung 

durch die Wahrnehmung arbeitsrechtlicher Regulierungen insbesondere auch im Vergleich zu 

weiteren gründungsspezifischen Einflußfaktoren determiniert ist. Mit Hilfe von OLS schätzen 

wir drei verschiedene Modelle, von denen das erste alle Variablen enthält, die gemäß 

klassischer Nutzenmaximierung in das Entscheidungskalkül einfließen müßten. Im zweiten 

Modell werden zusätzlich Variablen zur Abbildung unterschiedlicher Risikoaversionsgrade 

herangezogen. Dabei wird davon ausgegangen, daß weniger risikoaverse Personen c.p. eine 

höhere Gründungsneigung aufweisen – ohne daß allerdings unterstellt würde, daß nur 

vollständig risikoneutrale Personen Unternehmer würden.24 Im dritten Modell wird unter 

Berücksichtigung prospecttheoretischer Erkenntnisse die wirtschaftliche Kompetenz der 

Gründer als ein eigenständiger Einflußfaktor hinzugefügt. Hier wird erwartet daß eine höhere 

Kompetenz mit einer weniger verzerrten Wahrnehmung einhergeht und daraus resultierend 

eine höhere Gründungsneigung beobachtet werden müßte.25  

Als Datensatz verwenden wir den bereits erwähnten Hochschuldatensatz der Kölner 

Gründerstudie. Abhängige Variable ist die Gründungsneigung, gemessen auf einer metrischen 

Skala von -4 (keinerlei Neigung zur Selbständigkeit = vollständige Neigung zu abhängiger 

Beschäftigung) bis +4 (vollständige Neigung zur Selbständigkeit = keinerlei Neigung zu 

abhängiger Beschäftigung).26  

 Tabelle 5: Erwerbsneigung in der Stichprobe 
Erwerbsneigung:  Abhäng. Beschäftigung       Selbständigkeit 

 -4  -3 -2 -1  0 +1 +2 +3 +4  

Studierenden in % 8 10 17 15 17 14 10 5 4 

                                                 

24     Ähnlich Wagner (2004). 
25 Wegen ausführlicherer theoretischer Begründungen und Erläuterungen vgl. Demirer (2003),   

 Demirer/Schlinghoff (2002) sowie zur Relevanz und Anwendung der Prospect Theorie Goette/Huffman/Fehr  
 (2004), Selten (1990), Kahneman/Tversky (1979), Tversky/Kahneman (1973)  . 

26   Die relativ feine Abstimmung der Erwerbsneigung erlaubt es, die Variable als metrisch anzusehen und daher  
als Schätzverfahren OLS zu wählen (Peel/Goode/Mouthinho 1998). 
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Anzahl (∑ =3806) 306 396 634 576 656 546 392 166 134 

Quelle: Eigene Darstellung. 

35 % aller Befragten haben eine starke Neigung, abhängig beschäftigt zu arbeiten (von – 4 bis 

– 2), 17 % haben eine starke Neigung zur Selbständigkeit (+ 2 bis + 4). Die meisten 

Studierenden sind eher indifferent (siehe Tabelle 5). 

Als wesentliche erklärende Variable verwenden wir die wahrgenommene Flexibilität der 

gesetzlichen Regulierungen auf einer Skala von 1 = sehr inflexibel (bzw. sehr einschränkend) 

bis 5 = sehr flexibel (bzw. wenig einschränkend), wobei wir aus statistischen Gründen die 

Vielzahl an gesetzlichen Regelungen zu zwei Bündeln zusammenfassen: 

individualarbeitsrechtliche und kollektivrechtliche Regulierungen.  

Tabelle 4: Spezifizierung der unabhängigen Variablen 
FLEXSTAAT Flexibilitätswahrnehmung staatlicher 

Gesetzgebung 
inflexibel (1) – flexibel (5) Wahrnehmung 

der Flexibilität 
(FLEX) 

FLEXKOLL Flexibilitätswahrnehmung 
kollektivrechtlicher Regulierungen 

inflexibel (1) – flexibel (5) 

RISKAVERS Wichtigkeit des langfristig planbaren 
Einkommens 

nicht wichtig (1) – sehr 
wichtig (5) 

Risikoaversions-
grad (RISK) 

BEFÖRD Wichtigkeit gesicherter 
Aufstiegsmöglichkeiten bei 
Arbeitsplatzwahl 

nicht wichtig (1) – sehr 
wichtig (5) 

SELBST Praxiserfahrung durch selbständige 
Tätigkeit 

in Monaten 

FREIMIT Praxiserfahrung durch Freie Mitarbeit in Monaten 

UMFELDSELB Selbständige im näheren Umfeld ja/nein 

ELTERN Selbständige Eltern ja/nein 

AUSBIL Berufsausbildung in Monaten 

PRAKTIKA Praktika  in Monaten 

ABHÄN Abhängige Erwerbsarbeit in Monaten 

Kompetenz über 
„Marktvorher-
sage“ (KOMPET) 

INFOINTENS Intensität der Informationssammlung 
über wirtschaftspol. Themen 

Anzahl der Medien 

Kontroll-
Variablen 

EINDIFF Einkommensdifferenz zw.  abhängiger 
und selbständiger Erwerbstätigkeit 

in € 

 IDEE Wichtigkeit der Umsetzung der 
eigenen Produkt-/Dienstleistungsidee 

Nicht wichtig (1) – Sehr 
wichtig (5) 

 ANSEHEN Wichtigkeit des Ansehens als 
Unternehmer in der Öffentlichkeit 

Nicht wichtig (1) – Sehr 
wichtig (5) 

 KAPITAL Finanzielle Mittel zur Bestreitung des 
Lebensunterhaltes für das Jahr 1998 

fünf Unterhaltsklassen 

 DFACH 
GRUPPE 

Dummy Studienfachgruppen  
(Referenzgruppe =DREWI) 

DSPRKUL; DREWI; 
DMATNAT; DKUMU; 
DTECHNIK; DSPORT 

 DSEX Dummy Geschlecht männlich ja/nein 

 SEMESTER Fachsemester Anzahl der Semester 
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 WISSFREI Studienzweck: Studentische/ 
Wissenschaftliche Freiheit 

Bedeutung gering (1) – 
Bedeutung hoch (5) 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Als eine weitere wesentliche Variable verwenden wir den Risikoaversionsgrad der Befragten, 

den wir operationalisieren anhand der Bedeutung, die die Befragten einem langfristig 

planbaren Einkommen und gesicherten Aufstiegschancen beimessen. Als eine dritte 

wesentliche Variable ziehen wir die allgemeine wirtschaftspolitische (bzw. unternehmerische) 

Kompetenz heran. Sie wird operationalisiert über verschiedene Variablen, die die 

Berufserfahrung der Befragten und die Intensität der Informationssammlung zu 

wirtschaftspolitischen Themen abbilden. Darüber hinaus wird ein übliches Set an 

gründungsspezifischen und sozioökonomischen Kontrollvariablen verwendet. Alle Variablen 

sind in Tabelle 4 nochmals genau spezifiziert.  

Ergebnisse: Wie man anhand der drei Modellspezifikationen erkennen kann, beeinflußt die 

Wahrnehmung arbeitsrechtlicher Regulierungen die Erwerbsneigung stark. In allen drei 

Modellen zeigt sich ein signifikant positiver Einfluß einer flexibleren Wahrnehmung der 

kollektivrechtlichen Rahmenbedingungen auf die Gründungsneigung. Ähnliche Ergebnisse 

finden wir auch bezüglich des Einfluß einer flexibleren Wahrnehmung 

individualarbeitsrechtlicher Regulierungen, wobei diese jedoch im letzten Modell nicht mehr 

signifikant sind. D.h. die Wahrnehmung - und nicht unbedingt die tatsächlichen Regelungen - 

haben einen gravierenden Einfluß auf die Gründungsneigung von Akademikern.  

Die Kompetenz, die im Rahmen des sozialen Umfelds erworben wurde, weist einen 

signifikanten und stark positiven Einfluß auf die Gründungsneigung auf. Insbesondere die 

Selbständigkeit im Bekanntenkreis von Hochschülern hat einen relativ starken Einfluß auf die 

Gründungsneigung, wohingegen die Selbständigkeit der Eltern keinen signifikanten Einfluß 

zeigt. Die Intensität der Sammlung wirtschaftspolitischer Informationen (INFOINTENS) hat 

einen signifikant positiven Effekt auf die Gründungsneigung. Demnach neigen Hochschüler, 

die sich intensiver mit wirtschaftspolitischen Themen befassen und sich viel über qualitativ 

hochrangige Medien wie die F.A.Z. oder das Handelsblatt informieren, stärker zur 

Selbständigkeit. Auch die eigene Selbständigkeit vor und während des Studiums (SELBST) hat 

einen signifikant positiven Einfluß auf die Gründungsneigung. All diese Erfahrungen und das 

aufgebaute Wissen können somit der verzerrten Wahrnehmung entgegenwirken in ihrem 

Effekt auf die Gründungsneigung. Dagegen hat die Kompetenz, die man im Rahmen einer 

abhängigen Beschäftigung gesammelt hat (ABHÄN) eine signifikant negative Wirkung auf die 

Gründungsneigung. Die im Rahmen von Praktika erworbene Kompetenz hat andererseits 
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wiederum einen signifikanten positiven Einfluß auf die Gründungsneigung, was 

möglicherweise dadurch zu begründen ist, daß im Rahmen von Praktika eher ein Einblick auf 

höherer Unternehmensebene ermöglicht wird und dadurch mehr unternehmerische bzw. 

marktnahe Erfahrung gesammelt werden kann. Eine Erwerbstätigkeit in Form der Freien 

Mitarbeit übt hingegen keinen Einfluß aus. 

Tabelle 5: Lineares Regressionsmodell der Erwerbsneigung von Hochschülern 
Unabhängige  
Variablen 

Modell 1 
(Flexibilität) 

Modell 2  
(Risikograd) 

Modell 3 
(Kompetenz) 

FLEXSTAAT ,065** ,055* -,01 
FLEXKOLL ,081** ,065** ,215*** 
RISKAVERS  -,18*** -,19* 
BEFÖRDER  -,09** -,110 
UMFELDSELB   ,192** 
ELTERN   ,101 
SELBST   ,134* 
FREIMIT   -,035 
AUSBIL   ,127 
PRAKTIKA   ,156** 
ABHÄN   -,160** 
INFOINTENS   ,14* 
EINKDIFF ,078** ,086** ,036 
IDEE ,35*** ,33*** ,207** 
ANSEHEN ,02 ,06* ,042 
KAPITAL -,085** -,08** ,181** 
DSPRKULT ,052 ,045 ,276*** 
DSOZPOL -,06* -,06* -,027 
DMATNAT ,05 ,051 ,245*** 
DKUNST ,06* ,047 -,120* 
DTECHNIK -,05 -,025 -,024 
DSPORT -,006 ,001 -,056 
DSEX ,079** ,074** ,190** 
SEMESTER ,038 ,019 -,067 
WISSFREI ,051 ,056* ,057 
korr.R2

(F-Wert) 
,170 
(11,63***) 

,212 
(13,31***) 

,321 
(3,94***) 

Quelle: Eigene Berechnungen. *, **, *** entspricht Signifikanz auf 10%, 5%, 1% Niveau. 

5 Fazit 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß arbeitsrechtliche Regulierungen und 

insbesondere deren Wahrnehmung offensichtlich einen nicht zu vernachlässigenden Einfluß 

auf die Gründungsneigung und damit vermutlich auch die tatsächlichen 

Unternehmensgründungen ausüben. Während in Abschnitt 2 gezeigt werden konnte, daß 

aufgrund vielfältiger Ausnahmeregelungen junge Unternehmen in ihren personalpolitischen 

Handlungsmöglichkeiten de jure allenfalls sehr begrenzt durch rechtliche Regulierungen 

eingeschränkt sind, belegt Abschnitt 3, daß junge Unternehmen auch ohne gesetzliche 
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Auflagen von numerischer Flexibilität kaum Gebrauch machen und stattdessen freiwillig auf 

funktionale Flexibilität zurückgreifen. Beides deutet darauf hin, daß die Personalpolitik in 

Unternehmensgründungen faktisch kaum eingeschränkt ist durch arbeitsrechtliche 

Regulierungen. Im Gegensatz dazu konnte in Abschnitt 4 ebenfalls klar gezeigt werden, 

erstens daß die Wahrnehmung arbeitsrechtlicher Regulierungen bei potentiellen Gründern 

deutlich negativer ausfällt und zweitens daß diese Wahrnehmung einen starken (negativen) 

Einfluß auf die Gründungsneigung ausübt. Da i.d.R. davon ausgegangen werden kann, daß 

Personen, die für sich in einem sehr frühen Stadium der Erwerbsentscheidung die Alternative 

der Selbständigkeit ausschließen, in einem späteren Stadium nie wieder auf diese Alternative 

zurückgreifen, wirkt sich dies wiederum negativ auf die faktisch zu beobachtende 

Selbständigenquote aus. Die Erkenntnis, daß die individuelle Wahrnehmung einen Einfluß auf 

die Gründungsneigung hat, macht deutlich, daß die undifferenzierte Kritik an arbeits- und 

kollektivrechtlichen Rahmenbedingungen nicht nur oftmals nicht gerechtfertigt ist, sondern 

zusätzlich eine nicht vernachlässigbare Hemmschwelle für potentielle Unternehmensgründer 

darstellt und damit gesamtwirtschaftlich schaden kann.  

 

Demzufolge ist eine Aufklärung der Studierenden – als potentielle wissensintensive und damit 

erfolgversprechende Unternehmensgründer - über gesetzliche Regulierungen einerseits und 

über die faktischen Flexibilitätspotentiale andererseits ein nicht zu vernachlässigender Ansatz 

für die Aktivierung zusätzlichen Gründungspotentials. Dies gilt aber nicht nur speziell für 

hochschulische Gründer sondern auch allgemein. Außerdem scheint die oft allzu negativ 

geführte öffentliche Diskussion der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen in 

Deutschland auch bei potentiellen Gründern negative Spuren zu hinterlassen, was aufgrund 

einer Reduktion des Pools an potentiellen Gründern auch zu einer Reduktion der tatsächlich 

zu beobachtenden Unternehmensgründungen führt. Wer Pessimismus sät kann nicht hoffen, 

Optimismus zu ernten. Deshalb würde man sich aus den hier vorliegenden Befunden 

wünschen, daß in der wirtschaftspolitischen Berichterstattung neben mehr neutralen 

Informationen auch mehr Optimismus verbreitet würde. 
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Anhang 
Abbildung 1 : Übersicht über interne und externe, numerische und funktionale   

       Flexibilität 

 
 

Interne Flexibilität Externe Flexibilität 

Numerische 
Flexibilität 

• Überstunden 
• Schichtarbeit 
• Teilzeitarbeit 
• Zeitkonten 

• „Heuern und Feuern“ 
• Befristete Arbeitsverträge 
• Arbeit auf Abruf 
• Zwischenbetrieblicher 

Arbeitnehmerverleih 

Funktionale 
Flexibilität 

• Betriebliche Weiterbildung 
• Interne Jobrotation 
• Mehrfachqualifizierung 
• Karriereplanung 

• Abordnung (secondment) 
• Freie Mitarbeit 
• Unternehmensberatung 
• Outsourcing 

Quelle: Eigene Erstellung in Anlehnung an Demirer (2003),  Schmid (2004). 
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